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Jnu land. 


Berlin, den 31. Jau. Se. Majeſtät der König haben Allergnädigſt geruht: 
Dem Schürger Johann Witzler aus Koblenz die Rettungs⸗Medaille am Bande 
zu verleihen; fo wie die bisherigen Regierungs-Aſſeſſoren von Schrader zu 
Stendal, Krönig zu Minden, von Reichen bach zu Köslin, zur Megede 
zu Merſeburg, von Rouſt zu Stargard, Delius zu Arnsberg, Fuß zu 
Münſter, Zitelmann l. zu Stettin, Ziegert zu Minden, Jacobi zu Frank⸗ 
furt, Kap⸗herr zu Stettin, Matzerath zu Aachen, R ichter zu Gumbinnen 
und Roſentreter zu Aachen, zu Regierungs⸗Räthen zu befördern. 


— 


Ständiſche Angelegenheiten. 


Sechſte Sitzung des Vereinigten ſtändiſchen Ausſchuſſes. 
(25. Januar.) 
§. 14. des Entwurfs: „Die Feſtungshaft beſteht in einfacher Freiheits⸗ 
Entziehung in den dazu beſtimmten Feſtungen, jedoch unter ſtrenger 
Beaufſichtigung der Lebensweiſe und Beſchäftigung der Gefan⸗ 


genen“ giebt zu der Erinnerung Veranlaſſung, daß die Feſtungshaft, welche 


i elinder als Gefängnißſtrafe fein ſolle, durch die Will- 
end — seien a lumfänden ‚fo ſehr erſchwert werden 
könne, daß fie noch ſchlimmer als Strafarbeit würde. Der 15 
Neumann will daher dieſes Geſetz einfach dahin gefaßt wiſſen: „Die 65 
fängnißſtrafe kann auch in gleicher Weiſe auf den Feſtungen gebüßt werden. 

Miniſter v. Savigny bemerkt, daß früher die 8 größten⸗ 
theils fo gelinde gehandhabt worden, dal ſie zuletzt den Charakter einer 
Strafe ganz verloren gehabt. Deshalb ſei dieſe Veſtimmung entſtanden. ‚Alm 
ter dem Ausdruck derſelben „ſtrenge Beaufſichtigung der Beſchäftigung“ 1 
nicht zu verſtehen, daß der Gefangene zur Arbeit angehalten werden ſo , 
ſondern es ſolle nur negativ dahin geſehen werden, dah er ſich nicht N, 
meſſen beſchäftige. Der Willkühr der Kommandanten könne dun gehörige 
Inſtruktionen leicht vorgebeugt werden. In Folge dieſer Erklärung 
85 15 ir Feſtungsſtrafe ift nicht nur in den geſetzlich beſtimmten 
Fällen ſondern auch alsdann zu erkennen, wenn die Vollſtreckung der — 
Geſetze angeordneten Strafarbeit oder Gefängnißſtrafe nach Beſchaffenheit er 
Umſtände für weniger angemeſſen als die Feſtungshaft zu erachten iſt. — 
doch darf bei Verbrechen, welche den Verluſt der Ehrenrechte nach ſich big, 
niemals auf Feſtungshaft erkannt werden.“ Die Abtheilung hat dieſen §. 15. 
bis auf den Schlußſatz deſſelben ganz ſtreichen wollen, weil es nicht dem u 
terlichen Ermeſſen überlaſſen werden könne, welche Strafart verfügt = en 
ſolle, fondern weil dies Sache des Geſetzgebers ſei. Die Plenar⸗Verſamm ung 
. 83 1 „ wenn ſie nicht auf Lebenszeit erkannt werden, 
dürfen die Dauer von 20 Jahren nicht überſteigen.“ Ein Theil der Mitglie⸗ 
der will 20jährige Friſt auf eine 15jährige ermäßigen. Die Majorität ent⸗ 
ſcheidet ſich aber für die 20jährige Friſt. i 5 

Die $$. 17., 18., 19. und 27. geben zu keinen erheblichen Bedenken 
Veranlaſſung. Die Verathung über §. 20—25. wird, da die Beſtimmungen 


über Verluſt der Ehrenrechte vorläufig noch unerörtert bleiben ſollen, ausgeſetzt. 


F. 27. hingegen giebt zu vielfachen Erörterungen Veranlaſſung. „Eine 
Geldbuße, welche wegen. Unvermögens des Verurtheilten nicht beigetrieben 
werden kann iſt in Gefängnißſtrafe zu verwandeln. Bei dieſer Verwand⸗ 
lung iſt eine Geldbuße von einem halben Thaler bis zu drei Thalern einer 
ein igen Gefängnißſtrafe, nach richterlichem Ermeſſen, gleich zu achten. 
Doch darf die Dauer der an die Stelle einer Geldbuße zu fegenden Gefäng⸗ 
nißſtraft niemals vier Jahre überſteigen, Wenn eine zu verwandelnde Geld⸗ 
buße neben Strafarbeit oder Zuchthausſtrafe auszusprechen iſt, jo fol die 
Geldbuße nicht in Gefängniß, ſondern in Strafarbeit oder Zuchthaus, jedoch 
unter angemeſſener Verkürzung der Dauer, verwandelt werden. Zu einer 
Umwandlung von Freiheitsſtrafen in Geldbußen iſt der Richter nicht befugt.“ 
Die Abtheilung hat ſich gegen die Geldſtrafen (mit Ausnahme der Poltzeis 
Vergehen) überhaupt ausgeſprochen, weil ſie eine l vor dem Ge⸗ 
ſetz erzeugen. Sie will aber dieſen Gegenſtand erſt bei Erörterung der ein⸗ 
zelnen Straſbeſtimmungen ſelbſt definitiv erledigen. Die Verſammlung will 


den 2. Februar 1848. 


aber die an ſich ſchon beträchtlich angewachſene Zahl der ausgeſetzten Para⸗ 
graphen nicht noch vermehren und beſchließt den F§. 27. definitiv zu erledigen. 

Abg. Camphauſen finder die vierjährige Friſt zu hart. Regierungs⸗ 
Commiſſar Biſchoff bemerkt, es enthalte dieſe Friſt eine bedeutende Milde⸗ 
rung gegen die alte Geſetzgebung, in welcher ſich die Friſt auf 10 Jahre be- 
laufe. Graf v. Schwerin macht darauf aufmerkſam, daß nach §. 12. des 
Entwurfs das Maximum der Gefängnißſtrafe nur 1 Jahr betrage und daß 
die hier verordnete Friſt eine ganz ausnahmsweiſe Erhöhung enthalte. Meh⸗ 
rere Mitglieder vermiſſen eine Beſtimmung über das Minimum der Geld- 
und Gefängnißſtrafen, welche zu verhängen ſeien. Es werden in dieſer Be— 
ziehung verſchiedene Vorſchläge gemacht, während die Mehrzahl der Mitglie- 
der dies dem Ermeſſen der Richter überlaffen will. Bei der Abſtimmung be⸗ 
ſchließt die Verſammlung, den §. 27. anzunehmen, fo daß es alfo bei der 
allgemeinen Beſtimmung des §. 12., daß Gefängnißſtrafen nicht über 2 Jahre 
hinausgehen ſollen, ſein Bewenden behält. 

Im F. 28 handelt es ſich wiederum um eine Prinzipienfrage von höch⸗ 
ſter Wichtigkeit, nämlich um die Frage über die Vermögens⸗Confiska⸗ 
tion. „Die Confiskation des ganzen Vermögens tritt ein gegen Hochver⸗ 
räther, Landesverräther und ausgetretene Militairpflichtige (SS. 97, 129). 
Außer dieſen Fällen findet die Conſiskation nur in Beziehung auf einzelne 
Gegenſtände ſtatt. Werkzeuge, welche zur Begehung eines Verbrechens ges 
braucht oder beſtimmt worden ſind, ſollen, ſofern ſie einem Theilnehmer an dem 
Verbrechen gehören, conſiscirt werden.“ Die Abtheilung hat ſich gegen Zu⸗ 
läſſigkeit der Vermögens⸗Conſiskation ausgeſprochen, weil dieſe Strafe haupt= 
ſächlich den Unſchuldigen treffe und weil fie den Staat dem unwürdigen 
Schein ausſetze, als ſtrafe derſelbe, um ſich zu bereichern. 

Der Landtags-Commiſſarius bemerkt über dieſen wichtigen Punkt: 
„Der Hauptgrund, weshalb die nach allen jetzt in der Preußiſchen Monar⸗ 
bie beſtehenden Strafgeſetzgebungen zuläſſige Strafe der Conſiskation auch in 
das neue Strafgeſetzbuch wieder aufgenommen iſt, liegt in der Erwägung, 
daß es gegen ausgetretene Kantoniſten kaum ein anderes wirkſames Straf⸗ 
mittel giebt, und daß es bei der Allgemeinheit unſerer Wehrpflicht im Inter⸗ 
eſſe aller Staatsbürger ſowohl, als in dem des Staates liegt, dafür zu ſor⸗ 
gen, daß, jo weit thunlich, ſich Niemand ungeſtraft der Militairpflicht ent⸗ 
ziehen konne. Ich erlaube mir hinzuzufügen, daß derjenige unter unſeren 
Collegen, den wir leider nicht mehr in unſerer Mitte zählen, und deſſen De⸗ 
partement hierbei am nächſten berührt war, es in einer ſpäteren Verathung 
über dieſen Gegenſtand als dringend wünſchenwerth hervorgehoben hat, die 
Strafe der Eonfistation gegen ausgetretene Militairpflichtige nicht aufzuge— 
ben.“ „Außerdem wurde in Erwägung gezogen, daß es in einer Zeit, wo 
es an frechen Angriffen gegen die Majeſtät, gegen die Sicherheit und Inte⸗ 
grität des Staats leider nicht gefehlt hat, bedenklich erſcheinen könne, ein in 
alle unſere jetzigen Geſetzgebungen aufgenommenes Strafmittel gegen diefe Art 
von Verbrechen aufzuheben und dadurch den Ernſt der Geſetze gegen dieſe 
Verbrechen zu ſchwächen.“ Die Verſammlung ſtimmt aber nach langen und 
lebhaften Debatten faft einſtimmig der Abtheilung bei und beſchließt alſo dar⸗ 
auf anzutragen, daß die Straſe der Vermögens-Confiskation aus 
unſerm Geſetzbuch ausgeſchieden werde. Bei dieſen Debatten erklärt na— 
mentlich der Abgeordnete v. Kurcewski in einer ſehr langen wohldurch⸗ 
dachten Rede: „Wenn in den Motiven zum Entwurf behauptet und unter 
die entſcheidenden Gründe für die Beibehaltung dieſer Strafart aufgenommen 
wird: „daß dieſe Strafart ein Mittel werden wird, in den Angehörigen ei⸗ 
nes Verurtheilten eine größere Anhänglichkeit an das Gouvernement hervor⸗ 
zurufen, indem häufig das konſiszirte Vermögen denſelben zurückgegeben wird”, 


ſo werden Sie mir erlauben meine Herren, es hier offen zu erklären, daß ich 


dieſer hohen Verſammlung zu nahe zu treten befürchten müßte, wenn ich an⸗ 
nehmen ſollte, daß dieſelbe bei ihrem Ausſpruche über eine Frage des Rech⸗ 
tes ſich von dergleichen Rückſichten würde leiten laſſen. Ueberdies wage ich 
aber noch zu behaupten, daß der mit der Beibehaltung dieſer Strafart ver⸗ 
bundene und in den Motiven ſo unumwunden ausgeſprochene Zweck „der 
Hervorrufung einer größeren Anhänglichkeit an das Gouvernement in den An⸗ 
gehörigen des Verurkheilten“ gänzlich verfehlt fein dürfte; denn in den aller⸗ 
meiſten Fällen würden — nach meiner unmaßgeblichen Meinung — die durch 
die Gnade des Landesherrn zu ihrem konſiszirten Vermögen gelangenden An⸗ 
gehörigen eines hingerichteten Hoch- oder Landesverräthers dieſe Zurückgabe 
nicht anders als eine gerechte und unabweisliche Reſtitution des ihnen durch 
ein ungerechtes Geſetz geraubten rechtmäßigen Eigenthums betrachten; auch in 
Folge deſſen dieſelbe ſtatt für eine Wohlthat vielmehr für eine Demüthigung 
anſehen, die nur zu reizen, nicht aber eineaAnhängigkeit hervorzurufen vermag.“ 


428 


Der Abgeordnete Steinbeck hält die Conſiskation gegen ausgetretene 
Militairpflichtige für völlig gerechtfertigt, bei Hochverräthern, will er Seques 
ſtration des Vermögens im Intereſſe der Erben eintreten laſſen. 

v. Auerswald bemerkt: „Weder in Beziehung auf die Armee, noch 
in Betreff der Hoch- und Landesverräther zum Schutz des Königs und Lan⸗ 
des iſt die Conſiskation des Vermögens nothwendig. Der Armee wird in 
ihrer gegenwärtigen Verfaſſung wenig durch Austretende entzogen werden, 
und fie wird des Schutzes der Gonfiskation entbehren können. Die Anzahl 
der Austreter iſt 9 gering, und beſteht größtentheils aus Perſonen, bei 
welchen nichts zu konfisciren if, Was aber den zweiten Punkt betrifft, da 
frage ich Sie, meine Herren, wollen wir durch Annahme des Geſetz-Entwur⸗ 
ſes wirklich ein ſolches Zeugniß unſeres mangelnden Patriotismus, ein ſolches 
Zeugniß von dem ſeit wenigen Jahren veränderten Zuſtande unſeres Landes 
ablegen, daß wir, um unſeren König und unſer Land gegen Hoch- und 
Landesverräther zu ſchützen, nichts Beſſeres glauben thun zu dürfen, als daß 
wir uns, nicht ohne Verletzung gerechter Begriffe über die Natur der Strafe 
und indem wir dieſe auf Unſchuldige übertragen, mit ihrem fluchwürdigen 
Mammon beladen? Ich glaube nicht, daß wir das thun dürfen. Ich bitte 

Sie dringend, meine Herren, dies nlcht zu thun, erheben Sie Ihre Stimmen 
dagegen, und auch aus dieſem Grunde und in wahrem Preußiſchem Patrıo- 
tismus laſſen Sie uns auf die Conſiskation des Vermögens der Hoch- und 
Landesverräther verzichten! f 

Fürſt Wilhelm Nadziwill ſpricht ſich dafür aus, daß überall Se— 
queſtration an die Stelle der Eonfistation trete und bemerkt hierbei; „Es 
iſt zur Bekämpfung der Conſtskation ein Ausſpruch aus der heiligen Schrift 
angeführt worden: Ich will die Sünden des Vaters bis ins zweite und dritte 
Glied verfolgen. Es kann nicht in Abrede geſtellt werden, daß wir dies im 
Menschenleben ſehr oft verwirklicht ſehen, und zwar fo ſchwer, daß wir mit 
tiefem Grauen davor ſtehen bleiben. Es iſt ein Myſterium, welches der 
menſchlichen Vernunft abſolut unzugänglich iſt, ſo oft ſie auch erkennen kann, 
daß es ſich in beſonderen Fällen gerechtfertigt hat. Dies gehört indeß in das 
Strafgericht Gottes, der menſchliche Richter darf meiner Anſicht nach dieſem 
Maaßſtabe nicht folgen, er kann nicht weiter ſtrafen, als den Verbrecher und 
ſeine Mitgenoſſen, und deshalb ſtimme ich gegen die Confiskation.“ 

§. 29 giebt zu keinem erheblichen Bedenken Veranlaſſung, hingegen iſt 
F. 30 wiederum von beſonderer Wichtigkeit: „Die Stellung unter beſondere 
Polizei-Aufſicht hat der Richter in den Fällen, in welchen das Geſetz dieſelbe 
vorſchreibt, zugleich mit den übrigen Strafen des Verbrechens auf die Dauer 
von einem bis zu fünf Jahren zu erkennen. Sie beginnt, wenn ſie neben 
einer Freiheitsſtrafe erkannt iſt, nach deren Abbüßung. — Wenn nach der 
Perſönlichkeit des Angeſchuldigten oder nach der Natur des Verbrechens eine 
fünſjährige Dauer der beſonderen Polizei-Aufſicht nicht ausreichend erſcheint, 
ſo hat der Richter in dem Strafurtheile zugleich zu erkennen, daß nach Abs 
lauf der fünf Jahre die Dauer der beſonderen Polizei-Aufſicht durch die 
Landespolizei-Behörde verlängert werden könne.“ Die Abtheilung hat ſich, 
jedoch mit einigem Zweifel gegen die Vefugniß der Polizeibehörde, die Dauer 
der Polizei- Aufſicht nach Ablauf der 5 Jahre verlängern zu dürfen, für 
Annahme des 8. 30 ausgeſprochen. Auch in der Plenar-Verſammlung wird 
dieſer Zweiſel heut rege, bei der Abſtimmung iſt aber die Majorität für An⸗ 
nahme des Paragraphen. (Hiermit ſchließt die heutige Sitzung.) 


Siebente Sitzung des Vereinigten Ständiſchen Ausſchuſſes. 
(25. Januar.) 

§. 31. Die Wirkungen der Stellung unter beſondere Polizei- Auſſicht 
ſind folgende: 1) der Verurtheilte darf ſeinen Wohnort ohne Erlaubniß der 
Polizeibehörde über Nacht nicht verlaſſen; 2) es kann ihm der Aufenthalt an 
beſtimmten Orten von der Polizeibehörde unterſagt werden: 3) die Gerichts: 
und Polizeibehörden find befugt, bei ihm zu jeder Zeit Hausſuchung zu hal— 
ten. Die Abtheilung hat beſchloſſen, dieſen §. unverändert anzunehmen. 

Freiherr v. Mylius ſpricht ſich gegen denſelben ſehr energiſch aus. Er 
glaubt, daß zunächſt die in ſolchem verordneten Maaßregeln ſolche ſind, die 
den unter polizeilicher Aufſicht Stehenden fortwährenden und unausgeſetzten 
Chikanen der niederen Polizeibeamten ausſetzen. Ferner weiſet er darauf hin, 
daß durch dieſe Maaßregeln der Verbrecher, welcher die Strafe abgebüßt hat, 
noch immer als ein öffentlich Geächteter erſcheine und daß es demſelben über— 
aus erſchwert werde, wieder ein ehrlicher Menſch zu werden. 

Mehrere Redner ſprechen ſich aber eben ſo entſchieden für dieſen §. aus. 
Namentlich bemerkt der Abgeordnete Olffers: »Jeder, der eine längere oder 
kürzere Zeit die Verwaltung der Polizei gehabt hat, weiß, in welcher undank⸗ 
baren Stellung ſich die Polizeibehörde befindet. Das Gute, was ſie bewirkt, 
wird ſelten anerkannt, aber vieles Böſe wird auf ſie geſchoben. Sie ſoll das 
Gute erreichen, ſelbſt wenn es unerreichbar iſt, und wenn man ihr nun die 
Mittel abſchneiden wollte, fo wird es unmöglich fein, daß fie noch Luſt an 
ihrer Thätigkeit behält oder das erreicht, was ſie erreichen ſoll. Gerade Haus⸗ 
ſuchungen bei Nacht ſind für ſie unerläßlich, und zwar zu jeder Zeit und 
wiederholt in derſelben Nacht, weil Diebe und Räuber ſich gewöhnlich ſicher 
glauben, wenn fie einmal unterſucht find, und ſich dann fortbegeben. Ge— 
wöhnlich werden fie durch die zweite oder dritte Viſitation ertappt werden. 
Aus dieſen Gründen ſtimme ich für Beibehaltung des vollſtändigen Paragraphen. « 

Fürſt Buguslaw Radziwill. Wir find, denke ich, hier bei Berathung 
eines Geſetz Entwurfes, welcher den Schutz der Geſetze ſichern, nicht aber den 
Dieben und Räubern Bequemlichkeiten gewähren ſoll. Wenn in dem vorlie- 
genden Falle irgend Jemand zu bedauern iſt, ſo ſind es nicht die Diebe und 
Spitzbuben, ſondern die Polizet-Beamten, die in ihrem an ſich ſchon ſchwe⸗ 
ren Berufe auch noch mit Zuhülfenahme der Nächte umhergehen und die 
Quartiere von Dieben viſttiren müſſen, was gewiß als keine angenehme Auf⸗ 
gabe angerechnet werden kann, beſonders in großen Städten, wo, wie z. B. 
in Berlin, viele Tauſend Verbrecher unter polizeilicher Aufſicht ſtehen. Bei 
. A ſich auch die Majorität für unbedingte Annahme 
des S 31% g f 
Gegen §. 32. wird nirgends ein erhebliches Bedenken aufgeſtellt. „Ge⸗ 
gen Diebe und Räuber, welche unter Polizei-Aufſicht geſtellt find, kann die 
Polizei⸗Behörde die Aufſicht erweitern, daß dieſelben während der Nachtzeit 
ihre Wohnung ohne Erlaubniß nicht verlaſſen dürfen, Die Nachtſtunden ſind 


nach Jahreszeit, Ortsverhältulſſen und Beſchäftigung des Beauffichtigten 
durch die Polizei-Vehörde zu beſtimmen.“ i 

Ber §. 33.: „Die beſondere Polizei-Aufſicht kann gegen Beſtellung einer 
Caution aufgehoben werden. Ueber die Zulaſſung der Caution und deren 
Höhe entſcheidet die Poltzei-Behörde. Hat ein Dritter die Caution beſtellt, 
Jo tritt mit Zurücknahme derſelben die Polizei-Aufſicht wieder ein. Dieſe Zu⸗ 
rücknahme iſt jedoch nur dann zuläſſig, wenn die Herſtellung der Poltzei⸗ 
Aufſtcht ausführbar iſt,“ wird von der Abtheilung der Wunſch ausgeſprochen, 
daß das Geſetz die Verwandlung der Polizeiaufſicht in eine Caution nicht 
vom bloßen Belieben der Polizei- Vehorde abhängig machen, ſondern die 
Fälle, in denen ſolche Verwandlung zuläſſig, ſpeziell benennen möge. Es 
wird dabri namentlich auf die politiſchen Verbrechen hingewieſen. Der Vor⸗ 
ſchlag der Abtheilung findet aber nicht die gehörige Unterſtützung. 

§. 34. „Die Caution iſt verfallen, wenn der Verurtheilte nach deren 
Beſtellung bis zum Ablauf der für die Polizei- Aufſicht beſtimmten Zeit ein 
Verbrechen begeht, welches abermals ſeine Stellung unter Polizei-Aufſicht zur 
Folge hat. Ueber die Einziehung der Caution hat der Richter zu entſchei⸗ 
den, welcher über das neue Verbrechen erkennt. War die Caution von einem 
Dritten beſtellt, fo erfolgt dieſe Entſcheidung durch eine ſogleich vollſtreckbare 
beſondere Verfügung, gegen welche dem Dritten der Weg Rechtens zuſteht. 
Die Cautionsſumme fällt dem Inhaber der Kriminalgerichtsbarkeit zu, in 
deſſen Vezirk das neue Verbrechen begangen iſt. Wenn jedoch der Verbre— 
cher unvermögend iſt, ſo ſoll dieſelbe zunächſt zum Erjage des durch das neue 
Verbrechen entſtandenen Schadens, ſodann zur Deckung der Unterſuchungs⸗ 
koſten verwendet werden.“ Die Abtheilung hat zu dieſer Beſtimmung nichts 
zu erinnern gehabt, die Verſammlung beſchließt aber heut nach verſchiedenen 
Debatten in dem Schlußſatz des F. ſtatt des Wortes „Unterſuchungsko— 
ſten“ das Wort „unerläßliche Koſten“ zu ſetzen, damit das Intereſſe 
des Inhabers der Kriminalgerichtsbarkeit, welcher die Koſten des Verbrechens 
tragen muß, nicht zu ſehr zurückgeſetzt werde. 

An §. 35. „Auf Landesverweilung kann nur gegen Ausländer erkannt 
werden. Sie iſt gegen dieſelben neben jeder Verurtheilung zu einer zeitigen 
Zuchthausſtrafe auszuſprechen. Außerdem ſoll ſie gegen Ausländer in den 
Fällen erkannt worden, in welchen gegen Preußiſche Unterthanen auf Stel⸗ 
lung unter beſondere Polizei- Aufſicht zu erkennen ſein würde“ knüpft der 
Abg. Abegg denn Wunſch, daß dem Verbrecher, der ſeine Strafe abgebüßt 
hat und des Landes verwieſen werden fol, geftattet werde, die Grenze zu be⸗ 
zeichnen, nach der er gebracht ſein will. 

Die Erklärung des Juſtiz-Miniſters Uhden: „Man kann die fremden 
Unterthanen, die hier Verbrechen begangen und abgebüßt haben, nur in ihr 
Vaterland zurückweiſen. Wollte man fie in andere Länder ſchicken, dann 
würden ſie bald auf den Schub wieder zurückkommen“ führt zu einer weites 
ren Erörterung dieſer Frage. Nachdem aber der Landtags-Commiſſa⸗ 
rius bemerkt hat: „Die Regel wird ſein, daß man dem zu Verweiſenden ge= 
ſtattet, dahin zu gehen, wohin er zu gehen wünſcht, ſofern ſeine Aufnahme 
einigermaßen geſichert iſt. Dagegen wird man nicht in dem Geſetze ausſpre⸗ 
chen dürfen, daß es dem Beſtraften freiſtehe die Grenze an jedem beliebigen 
Punkte zu überſchreiten; ſonſt möchte dies Anlaß geben zu einer Vagabon⸗ 
dage⸗Freiheit von Saarlouis bis Memel“, ſteht die Verſammlung von weis 
teren Erörterungen ab. 

§. 36 und 37 geben zu keiner 
hingegen iſt F§. 38. n 

»Alle Strafurtheile, in welchen auf Todesſtrafe, Zuchthausſtrafe, eine 
längere als fünfjährige Freiheitsſtrafe oder auf den Verluſt der Ehrenrechte 
erkannt wird, ſollen öffentlich bekannt gemacht werden. « Die Abtheilung 
will die definitive Beſchlußnahme über diefen F. bis zur ſpätern Erörterun 
über die Ehrenrechte ee auffchieben. 8 

Mehrere Abgeordnete finden den §. überflüfftg, weil bei der ichkei 
des Gerichtsverfahrens eine öffentliche Bekanntmachung über af b litt 
Abgeordnete finden aber in der öffentlichen Bekanntmachung der Strafurtheile 
eine Garantie für die Oeffentlichkeit überhaupt. Die Verſammlung entſchließt 
ſich endlich nach mehrfachen Debatten, dem Antrag der Abtheilung gemäß die 
Beſchlußnahme noch auszuſetzen. 

8 39. ruft keine Erörterung hervor, Hingegen erzeugt F. 40. ei 

hafte Debatte, welche jedoch eigentlich rein wiſſchſchaltlicer 5 FA 
den Verſuch eines Verbrechens iſt ſtets eine dem Maaße oder auch der Art 
nach geringere Strafe auszuſprechen, als diejenige, welche im Falle der Voll⸗ 
endung des beabſichtigten Verbrechens hätte ausgeſprochen werden müſſen 
Bei Verbrechen, die mit Todesfirafe oder mit lebenslänglicher Freiheitsſtrafe 
bedroht find, if die Strafe, des Verſuchs höchſtens auf cine zwanzigjähri 
und mindeſtens auf eine dreijährige Zuchthausſtrafe oder Strafarbeit zu 3 
ſtimmen. Bei Verbrechen, welche höchſtens eine zeitige Freiheitsſtrafe oder — 
Geldbuße nach ſich ziehen, darf die Strafe des Verſuchs niemals zwei Dent 
theile der höchſten geſetzlichen Strafe überfieigen.« Die Beſtimmungen, welche 
dieſer F. enthält, find in Bezug auf unſer Landrecht nicht neu, wohl aber 
in Bezug auf das Rheiniſche Geſetzbuch, da in dieſem bekanntlich der Verſuch 
zu einem Verbrechen eben ſo ſtrenge beſtraft wird, als das vollendete Ver⸗ 
brechen ſelbſt, weil man es dem Verbrecher nicht zu Statten kommen laſſen 
will, wenn er an der Ausführung des von ihm beabſichtigten Verbrechens 
durch Zufall und wider ſeinen Willen verhindert wurde. Es geſchieht dieſer 
Beſtimmungen daher in dem Einführungs⸗ Patente für das neue Geſetz, und 
zwar im Artikel XIX. in Vezug auf die Rheinprovinzen ausdrücklich Erwäh⸗ 
nung. Die Abtheilung hat an dieſen 8. ſehr umfangreiche Erörterungen ge⸗ 
knüpft. Sie wünſcht zunächſt in folden eine beſtimmte Deſinition des Ver⸗ 
ſuchs dahin aufgenommen zu ſehen: »der Verſuch iſt strafbar, wenn der Vor⸗ 
ſatz, das Verbrechen zu verüben, in einem Anfang der Ausführung deſſelben 
offenbar geworden und die Vollendung nur durch äußere, von dem Willen 
des Thäters unabhängige Umſtände verhindert worden iſt.« Ferner wünſcht 
ſie eine Beſimmung dahin, daß beim Verſuch immer dieſelbe, und nament. 
lich keine gelindere Art der Strafe eintreten ſolle, als diejenige, welche für 
das vollendete Verbrechen beſtimmt iſt. Endlich will fie, daß auch r 
mum der Strafe des Verſuchs, und zwar auf ein Drittel der voll 
im PER 1 5 ausgeſprochen 8 ſchlag d 5 

Miniſter Uhden iſt gegen den orſchlag der Abtheilun ; 
unmöglich ſei, eine brauchbare und erfhöpfende Definition fig 6 ns 


Debatte Veranlaſſung. Von Wichtigkeit 


en Strafe, 
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finden, nach deren Ueberſchreitung der Verſuch zu einem Verbrechen ſtraf⸗ 
baret Natur werde. Vielmehr müſſe hier alles dem wiſſenſchaftlich begrün⸗ 
deten Urtheil und dem billigen Ermeſſen der Richter überlaſſen werden. 

v. Dominierski, Graf v. Schwerin, v. Mylius, Neumann, 
Graf Renard und noch andere Abgeordnete ſprechen ſich aber entſchieden für 
die Nothwendigkeit einer beſtimmten Definition aus, damit dem Richter nicht 
ein zu weites Feld wiſſenſchaftlicher Controverſen offen gelaſſen werde. Zu⸗ 
gleich wird darauf hingewieſen, daß zwiſchen dem §. 40. und dem zu ſolchem 
(wie oben erwähnt iſt) in unmittelbarer Beziehung ſtehenden $. XIX. des Ein- 
führungs⸗ Patentes für die Rheinprovinzen ein weſentlicher Widerſpruch herr- 
ſche. Denn dort ſei eine beſtimmte Definition für »den Verſuch« gegeben, 
dort ſei das Minimum der Strafe auf 8. Jahre ſeſtgeſetzt, während es hier 
im entſprechenden Falle nur 3 Jahre beträgt u. ſ. w. Es ſcheine alſo faſt, 
als folle in den alten Provinzen es mit dem Verſuch ſubtiler genommen wer⸗ 
den, als in den Rheinprovinzen. Die Verſammlung beſchließt auch bei der 
Abſtimmung, die Aufnahme der von der Abtheilung vorgeſchlagenen Deſini⸗ 
tion des Verſuchs zu beantragen. Im Uebrigen aber ſoll §. 40. unverändert 
angenommen werden. : 

F. 41. bis 48. werden ohne erhebliche Bedenken genehmigt, §. 49. giebt 
jedoch zu einigen Erörterungen Veranlaſſung: »Wer von dem Vorhaben eines 
Hochverraths, eines Landesverraths, einer Münzfälſchung, eines Mordes, 
eines Raubes, eines Menſchenraubes oder eines das Leben von Menſchen ge— 
fährdenden gemeingefährlichen Verbrechens zu einer Zeit, zu welcher die Ver— 
hütung dieſer Verbrechen möglich iſt, glaubhafte Kenntnig erhalte und es unter- 
läßt, davon der Obrigkeit oder den durch das Verbrechen bedrohten Perſonen 
zur rechten Zeit Anzeige zu machen, ſoll, wenn das Verbrechen wirklich be— 
gangen wird, mit Gefängniß oder mit Strafarbeit bis zu fünf Jahren be- 
ſtraft werden. « 

v. Dominierski will den F. gänzlich geſtrichen wiſſen, weil er die 
Staatsbürger zu Denuncianten herabwürdige und weil durch denſelben ſchlechte 
Unterthanen zu Spionen gemacht werden könnten. 

v. Brüneck findet die Ausdrücke »glaubhafte Kenntniß« und »zu einer 
Zeit, zu welcher die Verhütung des Verbrechens noch möglich iſt,« zu unbe- 
ſtimmt und relativ. 8 

Regierungskommiſſarius Biſchoff widerlegt die Anführung des Abge⸗ 
ordneten v. Dominierski, daß eine ähnliche Beſtimmung ſich nur im han⸗ 
növerſchen Geſetzbuch, aber ſonſt in keiner Geſetzgebung, namentlich nicht im 
gemeinen deutſchen Recht finde, indem er auf Art. 93. des Württemberger 
und Art. 48. des Braunſchweiger Geſetzbuchs verweiſet. 

Abg. v. Gaffron bemerkt: »So ſehr ich darin übereinſtimme, daß das 
Geſchäft eines Denuncianten etwas ſehr gehäſſiges ſei, wenn es aus unedlen 
Motiven hervorgeht, ſo glaube ich doch, daß der Fall hier anders liegt. 
Wenn nämlich Jemandem das Vorhaben eines Verbrechens bekannt gewor- 
den iſt, wodurch das Gemeinwohl oder auch das Schickſal Einzelner auf ge— 
fährliche Weiſe bedroht wird, und er die betreffende Anzeige unterläßt, fo 
macht er ſich eines Vergehens gegen ſeine Mitbürger ſchuldig, und ein großer 
Theil der ſchädlichen Folgen des Verbrechens fällt dann auf ſein Gewiſſen. 
Deshalb kann ich nur für den F. ſtimmen.« Bei der Abſtimmung entſcheidet 
ſich auch eine große Majorität für Annahme des §. 49. 

250 i > (Schluß der Sitzung.) (Voſſ. Ztg.) 
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Berlin den 39. Jau. Ihre Hoheiten der Herzog und die Herzogin 
von Sachſen-Koburg⸗Gotha beehrten geſtern Abends eine muſikaliſche 
Soirée bei dem Geſandten Ihrer Majeſtät der Königin von Großbritanien am 
hieſigen Hofe, Grafen von Weſtmoreland, mit Ihrer Gegenwart. Es ka— 
men zwei Compoſitionen des edlen Grafen zur Ausführung, von denen vorzüglich 
die eine, Theile einer Meſſe, von Sängern des Dom-Chors und der Königlichen 
Oper vortrefflich vorgetragen, den ungethsilten Beifall der zahlreichen und aus— 
gewählten Geſellſchaft fand. 
. 


Musland 


Dentjidland. 

Karlsruhe. — In der Sitzung der erſten Kammer am 24. Januar ftellte 
der Freiherr von Andlaw in Bezug auf die Unterdrückung der Spielbanken fols 
genden Antrag: „Die hohe Kammer wolle beſchließen, Se. Königl. Hoheit den 
Großherzog in einer ehrerbietigſten Adreſſe zu bitten, Höchſtihre Bundestags-Ge⸗ 
ſandtſchaft gnädigſt beauftragen zu wollen, bei der hohen Bundes Verſammlung 
den Antrag auf Unterdrückung ſämmtlicher öffentlicher Spielbanken im Umfange 
der deutſchen Bundesſtaaten zu ſtellen.“ ; 

In der öffentlichen Sitzung der zweiten Kammer am 25. Januar begründet 
der Abgeorduete Schmitt feine Motion auf Vorlage eines Polizei-Strafgeſetz⸗ 
buches und der Abgeordnete Zittel feine Motion auf Errichtung einer gemeine 
ſamen Oberſchul- und Studien: Behörde. Beide Anträge wurden einſtimmg 
(gegen den letzteren erklaͤrte ſich nur eine Stimme) an die Abtheilung verwieſen. 

München. — Die Allg. Ztg. enthält nachſtehende Berichtigung: „Aus 
dem in Mainz erſcheinenden Katholik iſt in die Augsburger Poſtzeitung, 
in die Abendzeitung und in mehrere andere Blätter eine Münchener Korreſpon⸗ 
denz vom 27. December v. J. übergegangen, an deren Schluſſe ein ſcharf bezeich⸗ 
neter Theil der hieſigen akademiſchen Bürger öffentlich der ſchwerſten Vergehen an⸗ 
geſchuldigt wird. Das Rektorat der Univerſität hat es nicht unterlaſſen, ſich un⸗ 
ter Bezugnahme auf die erwähnte Korreſpondenz an die Königliche Polizei⸗Direk⸗ 
ton mit der amtlichen Frage zu wenden: „ob gegen Studirende, welche bei der 
Verſammlung auf der Menterſchwaige betheiligt geweſen, Unterſuchungen wegen 
angeblich dabei gehaltener demagogiſch-kommuniſtiſcher Reden gepflogen worden 
ſeien oder gepflogen würden, und geſchähe ſolches, oder ſei es geſchehen, welchen 


Erſolg dieſe Unterſuchungen gehabt hätten?“ Darauf it dem Rektorat die amt 


liche Antwort zugegangen, „daß bei der Königl. Polizei⸗Direktlon kelnerlel Un⸗ 
terfuchung wegen kommuniſtiſch-demagogiſcher Reden, welche von Studirenden bei 
der auf der Meuterſchwaige jüngſt ſtattgehabten Verſammlung gehalten worden 
ſein ſollten, eingeleitet worden ſei.“ Da nun auch dem Rektorat weder von 
kommuniſtiſch⸗demagogiſchen Tendenzen unter irgend einem beſonderen Theile der 
hieſigen Studentenſchaft, noch im Allgemeinen über die Geſinnungen und über 
das Betragen der akademiſchen Bürger im Verlauf des gegenwärtigen Studienjah⸗ 
res irgend etwas bekannt geworden iſt, wodurch die im Katholik erhobene, 
eben fo ſchwere als bedenkliche Beſchuldigung beabſichtigten Umſturzes von Altar 
und Thron auch nur im mindeſten gerechtfertigt werden konnte, ſo beeilt man ſich, 
im Vollzuge hohen Auftrages, zur Wahrung der Ehre der Univerſitäts⸗Angehöri⸗ 
gen und zur Beruhigung auswärtiger Aeltern ꝛc., die betreffenden Aeußerungen 
in dem Münchener Korreſpondenz⸗Artikel des Katholik hiermit als völlig grund⸗ 
loſe Verdächtigungen zu bezeichnen. Diejenigen Baieriſchen Zeitungen, welche 
den verlenmderiſchen Artikel des Mainzer Blattes aufgenommen haben, erſucht 
man geziemend, auch dieſe Berichtigung aufzunehmen. München am 21. Ja⸗ 
nuar 1848. In Spezial:Anftrag von Rektor und Senat der Königl. Ludwig⸗ 
Marimilians-Univerſität das Königliche Univerſitäts⸗Sekretariat, Dr. Richter.“ 


Die Münchener pol. Ztg. enthält nachſtehenden Artikel: „Seit gerau⸗ 
mer Zeit verkünden Blätter einer beſtimmten Farbe die nahe Wiedereinſetzung eini⸗ 
ger im verfloſſenen Jahre ihrer Lehrerſtellen enthobenen Profeſſoren. So lange 
nur der erwarteten Thatſache Erwähnung geſchah, konnte füglich geſchwiegen wer⸗ 
den, da die Zeit jedenſalls das Widerlegen übernommen haben würde. Nun 
aber weiter gegangen, über zugefügtes Unrecht geklagt und die erwähnte Reintegri⸗ 
rung als Recht ausgeſprochen wird, nun erwächſt auch das Reden zur Pflicht. 
Daß den Wechſeln in den höchften Verwaltungs-Sphären Veränderungen in den 
übrigen Abſtufungen öffentlicher Wirkſamkeit ſich anreihen, iſt wahrlich nichts Un⸗ 
gewöhnliches. Jede Regierung muß ſich Organe geben, deren Geſinnungs⸗Ein⸗ 
klang ihr Vertrauen eiufloͤßt, ja, ohne eine ſolche Befugniß wäre die miniſterielle 
Verautwortlichkeit ein reines Unding. Als im Jahre 1837 auf Baieriſchem Bo⸗ 
den eine bekannte Partei im Widerſpruche mit der immenſen Mehrheit des Landes 
und der daſſelbe repräſentirenden Kammern ſich des Ginfluffes bemächtigt und 10 
volle Jahre hindurch bei beſlaͤndiger parlamentairer Minorität dieſen Einfluß feſt⸗ 
hielt, war fie wahrlich nicht ſparſam mit renetionairen Verfuͤgungen. Mancher 
achtbare Beamte ſah ſich aus ſeiner Stellung verdrängt. Wer den momentanen 
Regierungsdoktrinen nicht huldigte, dem blieb jede Beförderung in dem Staats- 
wie in dem Kirchendienſt unerbittlich verſchloſſen, ſofern nicht der Scharfblick des 
Monarchen in einzelnen Fällen die Parkeiberechnungen durchkreuzte. Zufolge des 
Miniſterwechſels von 1847 haben in dem weiten Vereiche des Juſtiz- und Ver⸗ 
waltungsdienſtes kaum zwei oder drei Penfionirungen ftatrgefunden; wahrlich ein 
rühmliches Zeugniß für die Jetztzuſtände unſeres Vaterlandes. Auch unter den 
Öffentlichen Lehrern iſt von Ruheſtands-Verſetzungen nur nach ganz geringem Maß⸗ 
ſtabe die Rede geweſen. Daß jedoch einzelne Profeſſoren, deren laut ausgeſpro⸗ 
chene Ueberzeugungen jenen von Regierung und Kammern geradezu entgegenftans 
den, nicht ferner erkoren blieben, dieſe Ueberzeugungen auf die Jugend des Lan⸗ 
des zu übertragen oder irgendwie deren Eutwickeluag zu lenken, dies wird wohl 
Jedermann begreiflich finden. Pflichtvergeſſen wäre das damalige Miniſterium zu 
nennen geweſen, hätte es dem Monarchen gerathen, der kommenden Generation 
in Form von Lehrvorträgen eine Richtung aufzudrängen, die ihm inconſtitutionell 
ober zweckwidrig ſchien. Sprech- und Schreibfreiheit ehren, ziemt den Regierun⸗ 
gen. Wie durchdrungen heute die Baleriſche von dieſer Wahrheit it, beweiſt die 
freigegebene Erörterung der inneren Landes-Angelegenheiten. Auch die Lehrfrei⸗ 
heit zählt zu den hoͤchſten Gütern des entwickelteren Staatslebens. Doch das 
Staatsrecht lehren laſſen im Sinne eines bekannten Handbuches; wäre nicht mehr 
Lehrfreiheit, es wäre Leruzwang zu Gunſten jedenfalls ſehr eigenthümlicher Ver⸗ 
ſaſſungs- Auslegungen. Eben darum wird wohl, ſo lange das gegenwärtige 
Syſtem in Kraft verbleibt, von Wiederberufung jener durchaus achtbaren, aber 
einem entgegengeſetzten Syſteme offen huldigenden Männer in das Lehrſach keine 
Rede ſein können, und am allerwenigſten dürften Klagen von jener Seite zu er⸗ 
warten ſein, deren frühere Epurationen noch im friſchen Andenken ſtehen. Fra⸗ 
gen ſich gewiſſe Blätter, wer ſeiner Zeit Oken's Entfernung aus Baiern erzwun⸗ 
1 wem das Ausland Notabilitäten, wie Stahl, Pfeuffer, Harleß, von der 
Pfordten ze. dankt, fo dürften ſie etwas milder über die Gegenwart urtheilen, er⸗ 
19 1 das hodie mihi eras tibi fei nichts weniger als zur Vollanwendung 

angt. f / 


Oeſterreichiſche Staaten. 


Wien, den 26. Jan. Aller Augen richten ſich auf die Bewegungen der 
Lombardei. Staffetten kommen und gehen, Befehle für die Armee drängen ſich. 
Mit den auf dem Marſche begriffenen Truppen wird Italien nächſteus ein Heer 
von 80,000 Mann haben. Nehmen Sie folgenden: Meberfehlag Von 17 In⸗ 
ſanterie-Regimentern, durchſchnittlich von jedem 2 Bataillone, macht 34,000 
Mann, 8 Grenzer-Vataillone 8000 M., 7 Jäger- Bataillone 7000 M., 6 
Grenadier-Bataill. 6000 M. von Italieniſchen Regimentern drei Batall. unge⸗ 
fähr 5000 M., 5 Kavallerie-Regimenter 10,000 M., an Artillerie, Fuhr⸗ 
weſen, Gendarmerie, Pionieren ul. ſ. w. etwa 40,000 Mann. Rechnet man 
dieſes zuſammen, und es möchte ſich gegen die Richtigkeit der Summen nicht viel 
einwenden laſſen, obgleich kein Eingehen in das einzelne möglich war, fo würde 
die Streitmacht die ohen behauptete Höhe erreichen, 
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Frankreich. 

Paris, den 27. Januar. Der Prinz und die Prinzeſſin von Joinoille 
haben wegen der heftigen Kälte ihre Abreiſe nach Algier noch um einige Tage auf⸗ 
geſchoben. General Lamorieiere iſt von Algier in Paris angekommen. 

Abd el Kader ſoll ſeine Zeit in der Gefangenſchaft im Fort Lamalgue zu 
Toulon damit zubringen, daß er ſich von ſeinem Dolmetſcher, Herrn Rouſſeau, 
Napoleon's Feldzüge überſetzen läßt. Dem „Conſtitutionnel“ zufolge, wäre unter 
Anderem auch davon die Rede, daß die Regierung den Emir nach der Franzöſiſchen 
Kolonie am Senegal bringen laſſen wolle. 

Zu Marſeille iſt am 21. d. Herr von Larochefoucauld, der Botſchafter Frank⸗ 
reichs in Florenz, mit dem Dampfſchiff Seſoſtris eingetroffen, welches Nachrichten 
von Neapel über den Aufſtand in Sicilien mitbrachte. Die Franzöſiſche Regierung 
hat, wie das heutige „Journal des Debats“ meldet, den Befehl ertheilt, daß ſofort 
eine der größten Dampfffregatten nach Neapel abgehen ſoll. 

Auch der zum Franzöſiſchen Geſandten in Madrid ernannte Herr Piscatory 
iſt aus Athen in Marſeille angekommen. 

Nachdem der Infant Don Enrique mit ſeiner Gemahlin längere Zeit in 
Baponne gelebt und wiederholt vergeblich um die Erlaubniß nachgeſucht hat, nach 
Spanien zurückzukehren, hat er am 21. d. Bayonne verlaſſen und ſich nach Tou⸗ 
louſe begeben, wo er vorläufig feinen Aufenthalt nehmen wird. 

In der Deputirter-Kammer wurde vorgeſtern folgendes Amendement des Hrn. 
Cremieur vertheilt, welches derſelbe in den zweiten Adreß-Paragraphen einzuſchal⸗ 
ten vorſchlägt: „Wir werden mit der ſtrenſten Sparſamkeit darüber wachen, daß 
unſere Budgets wieder in die Grenzen zurückgeführt werden, welche der Zuſtand 
unſerer Finanzen gebietet.“ 

Das legitimiſtiſche Blatt „Patrie“ ſpricht von der Flucht des Königs von 
Neapel auf die Engliſche Flotte. „Debats“ und „Moniteur“ enthalten kein 
Wort der Widerlegung dieſer Angabe, welche doch die Familie Ludwig Philipps 
ſehr nahe berührt. Sie ſcheint jedenfalls ſehr voreilig. 

Frankreich und England ſollen Noten an die Neapolitaniſche Regierung 
gerichtet haben, in denen ſie dringend eine Abänderung in den Regierungsmaß⸗ 
regeln anrathen. — Das J. des Déba ts enthält Berichte aus Neapel vom 
18. Sie melden größtentheils nur das Bekannte, jedoch, was wichtig iſt, daß 
die aus Neapel abgegangenen Dampfboote ihre Truppen ohne Oppoſition auf der 
Rhede von Palermo gelandet und die Truppen die Forts an der See beſetzt ha⸗ 
ben. Die proviſoriſche Regierung hatte dem Herzog von Majo die Forderungen 
der Inſurgenten, „die Verfaſſung von 18 12 und Preßfreiheit“ vorgelegt. Diele 
Forderungen waren zurückgewieſen worden, indeß war der Graf v. Aquila, wel⸗ 
cher die Expedition commandirte, noch erſt am 17. nach Neapel zurückgereiſt, um 
Verhaltungsbefehle für nöthige Gewaltmaßregeln einzuholen. Der Prinz war am 
17. in Neapel angekommen und der König begab ſich an Bord des Dampfboots. 
Nach einer andern Mittheilung hatten die Inſurgenten 18 kleine Kanonen aus 
den Forts und behaupteten die Stadt, während die Garniſon die Forts beſetzt 
hielt. In Meſſina waren keine Unruhen vorgekommen. Ein Bericht des „Co m⸗ 
merco ſagt, daß Palermo von dem Neapolitaniſchen Geſchwader drei Tage bom⸗ 
bardirt worden ſei und das Volk ſich muthig vertheidigte. Die Truppen hatten 
die Stadt mehrmals, aber ohne Erfolg, augegriffen, und am 18. war das 
Volk noch Herr der Stadt. Nach eben dieſem Blatte war in Neapel der Miniſter⸗ 
rath permanent verſammelt, man ſprach von dem Ausbruch von Unruhen in Ca⸗ 
labrien und von der Abdankung des Gen. Statella. Bei Palermo ſollen bedeu— 
tende Unterſtützungen für die Inſurgenten gelandet worden fein. Nach einem 
Marſeiller Blatte durchzogen Neapel Patrouillen von 100 Mann und vor allen 
- Wachhänfern waren Kanonen aufgefahren. Der „Nouvelliste von Marſeille 
meldet, daß die Englifche Fregatte Thetis, Capt. Codrington, auf die erſte 
Nachricht von dem Ausbruch der Unruhen nach Meſſina abgegangen war und die 
Stadt in Aufruhr fand. Die Truppen wollten eben die Stadt bombardiren. Der 
Gapt, Codrington verlangte von dem Neapolitaniſchen Commandanten, daß er ſo 
lange warte, bis die Engliſchen und Franzöſiſchen Unterthanen ſich einge— 
ſchifft hatten, und legte ſich mit feiner Fregatte zwiſchen das Fort und die Stadt, 
fo daß die Beſatzung nicht auf die letztere feuern konnte, ohne das Schiff zu ver⸗ 
letzen. Nach eben dieſen Nachrichten war das Geſchwader, welches die Truppen 
nach Palermo übergeſetzt, am 15. nach Neapel zurückgekehrt. Die K. Truppen 
hatten ſich von dem Fuß des Monte Pellegrino in ihre Baracken zurückgezogen 
und wurden in denſelben von dem Volke mit Wuth angegriffen. Der blutige 
Kampf hatte keinen Erſolg, und am 16. waren die Truppen noch blokirt. Bis 
dahin waren die Truppen treu geblieben und hatten mit Nefiguation gefochten. 


Großbritannien und Irland. 

Lon don, den 25. Jan. Die Handelskammer von Mancheſter beſchloß geſtern 
eine Bittſchriſt an das Parlament, um die im März bevorſtehende Wiedereinführung 
der auf- und abſteigenden Leiter für die Getreidezölle möglichſt zu verhüten. 

Die Nachrichten aus den Manufaktur-Bezirken werden täglich trauriger. 
Ungeheure Maſſen von Arbeitern find unbeſchaͤftigt und die Noth iſt nicht mehr 
blos auf die Spinnereien beſchränkt, ſondern hat ſich auch über die Gifens und 
Bergwerks ⸗ Bezirke ausgedehnt und nirgends weiß man ein anderes Mittel, als 
das einzige ſchlimme einer Herabſetzung des Tagelohnes. Dagegen ſteigen die 
Staatspapiere, ein Kontrast, der in den letzten Wochen häufig bemerkt wurde nad 
leicht zu erklären iſt. 

Beim Graben eines Kanals in Tower Street fliegen die Arbeiter geſtenn in 


der Tiefe von 8 Fuß plötzlich auf menſchliche Gebeine, ohne daß von einem Sarge 
eine Spur zu entdecken mar. Dicht dabei ſtand eine antike Vaſe, ähnlich den in 
Pompeji und Herkulauum ausgegrabenen, die aber durch die Hacke leider fo zer 
trümmert wurde, daß es ſchwer halten wird, fie wieder zuſammenzuſetzen. Man 
fand auch einige Kupfermünzen. Die tiefe Lage der Ueberbleibſel macht es wahr⸗ 
ſcheinlich, daß ein Römer hier beerdigt worden iſt. 

Die „Jewish Chronicle“ weiſt nach, daß der, dem Baron Lionel v. Rothſchild 
von den Hochtories bei feinem Eintritt in das Unterhaus vorgeworfene, fremblän« 
diſche Adelstitel nichts gegen die Nationalität des als Engländer geborenen Lionel 
v. Rothſchild beweiſe; denn aus demſelben Grunde konnte man dem bekannten 
Herrn Brooke den Titel als Radſchah von Sarawak zum Vorwurf machen. (2) 
Ebenſo habe der König von Hannover, ſeit feiner Thronbeſteigung, in dem Briti⸗ 
ſchen Oberhauſe nicht aln König eines deutſchen Staates, ſondern als Herzog v. 
Cumberland, als Engliſcher Prinz geſtimmt. 

Eine neue Ueberland-Poſt aus Bombay vom 15. December iſt hier einge⸗ 
troffen. In politiſcher Hinſicht wird nichts von einigem Belang gemeldet. In 
kommerzieller Hinſicht find die Berichte von Bedeutung wegen mehreren Falliſſe⸗ 
ments, welche durch die Oftober- Nachrichten aus England verurfacht worden find. 

Der hieſige Gemeinderath nahm geſtern den, dem Parlament vorzutragenden 
Antrag auf Abſchaffung der Vor- (Unterſuchungs⸗) Geſchworenen zur weitern 
Erörterung an. 

Ueber die Irläudiſchen Morde iſt zwiſchen den leitenden Katholiken Eng⸗ 
lands, wie Lord Shrewsbury und Lord Arundel, und den Irländiſchen Prieſtern 
ein ſehr heftiger Streit ausgebrochen. Die Engliſchen Lords erklären, es ſei eine 
Schmach und ein Skandal für ihre Kirche, welche einen ſo unbegrenzten Einfluß 
über das Irländiſche Landvolk ausuͤbe, daß nicht allein dieſe Verbrechen durch 
ſolchen Einfluß nicht unterdrückt, ſondern ſogar in manchen Fällen felbft prieſter⸗ 
licher Agitation zugeſchrieben werden. Auf dleſe achtungswerthen Vorſtellungen 
haben die Irländiſchen Biſchoͤſe und Agitatoren damit geantwortet, daß ſie Lord 
Shrewsbury „einen frommen Narren“ nannten. Es iſt indeß kaum möglich, daß 
dieſe Art von Diskuſſion nicht ihre Wirkung in Rom und anderswo haben ſollte. 
Die paͤpſiliche Regierung iſt lange in einer unglaublichen Unwiſſenheit über den 
wirklichen Zuſtand Irlands gehalten worden, weil ſie alle ihre Nachrichten nur von 
dem Irländiſchen Kollegium in Rom und Herrn Mac Hale und feines Partei 
erhielt. 

S hb be i. 

Bern, den 26. Jan. Eidgenöſſiſche Tagſatzung. In der geſtrigen Siz⸗ 
zung wurde die Kriegskoſtenſache für den Kanton Zug erledigt. Dieſer Kanton 
tritt für feine zu zahlende Summe von ungefähr 120,000 Frs. der Eidgenoſſen⸗ 
ſchaft Schuldtitel ab, die er binnen drei Jahren wieder einlöſen wird. Nach ge⸗ 
ſchehener Prüfung dieſer Titel hat der Vorort Vollmacht, die noch in Zug liegen⸗ 
den Truppen zu entlaſſen. Freiburg hat 300,000 Frs. baar bezahlt und für 
700,000 Frs Schuldtitel gegeben. Für die noch reftirenden ungefähr 600,000 
Frs. kaun es keine weitere Bürgſchaft geben. Die Occupation wird auf ein Ba⸗ 
taillon reducirt. Bei dieſem Anlaſſe beantragte Baſelſtadt vergeblich Milderung 
des Beſchluſſes über die Oceupationskoſten. Die Herren Oberſten Ziegler, Do⸗ 
nats und Burckbardt wurden entlaſſen. Bei Hrn. Ziegler wurde angezeigt, es 
ſeien durch Hrn. General Dufour umſonſt Schritte zur Rücknahme feiner Ente 
laſſung geſchehen. Auch begehrten noch vier andere Stabsoffiziere ihre Entlaſſung 
denen auch entſprochen wird. Die Abreiſe von Sir Stratſord⸗Canning wurde 
der Tagſatzung von ihrem Präſidenten angezeigt. 

e 

Rom, den 18. Jan. Unter den hieſigen Perſönlichkeiten, welche auf die 
Tagesangelegenheiten den meiſten Einfluß ausüben, zeichnet ſich vorzüglich der 
Fürſt von Teano aus, ein ſehr kluger Mann, der eben ſo liebenswürdig als reich, 
Präſident des Circolo Romano iſt, in welchem alle Sommitäten Roms, die nicht 
zur Partei der Felice Notte (guten Nacht) gehören, ſich täglich verſammeln und 
wohin Fremde durch Einlaßkarten Zutritt erhalten können. Vieepräſident dieſer 
Geſellſchaft iſt der Herzog von Sante, ebenfalls ein Mann des Fortſchritts, der 
aber jeder Uebertretung abhold und deßhalb allgemein geachtet iſt. Eine ſehr ins 
tereſſante Erſcheinung in dieſem politiſchen Klubb iſt die Prinzeſſin Trivulzio Bel⸗ 
giojoſo aus Mailand, welche früher in Paris lebte und dort für die Beförderung 
freiſinniger Anſichten thätig war, jetzt aber ſich hierher begeben hat, wo der 
Mittelpunkt der Italieniſchen Bewegung iſt. Sie iſt ſehr ſchön und giebt biswei- 
len Artikel für die hieſigen Zeitungen, beſonders aber wirkt fie für die Italieni⸗ 
ſchen Angelegenheiten durch die von ihm redigirte Zeitfchrift: „LAuſonio“, welche 
wöchentlich einmal in Paris erſcheint. Die ſehr reiche Fürſtin verwendet viel auf 
dieſe Zeitſchrift. In einem der letzten Hefte richtet fie eine Adreffe an die Tos⸗ 
caner, worin ſie ſagt, daß Mäßigung zwar eine große Tugend ſei, daß aber 
„unter gewiſſen Verhältniſſen Mäßigung zum Verbrechen werden könne.“ Wir 
find weit entfernt alles für ein Evangelium anzunehmen, was dieſe geiſtreiche 
Fürſtin ſagt; allein in einem Lande, wo die Frauen bisher nie öffentlich oder 
höchſtens als Dichterin auftraten, muß dieſe Erſcheinung ſehr auffallend fein. 
Die Fürftin fährt alſo fort: „In Italien kann es nur zwei Parteien geben, eine 
Italieniſche und eine fremde: alle welche die letzte begünſtigen ſind Rebellen gegen 
den Geiſt der ruhmwürdigen Trias, welche heißt Pius, Albert und Leopold.“ 

Das in Genua erſcheinende Italieniſche Blatt; „Der Italieuiſche Bund“, 
berichtet folgendes aus Sieillen: Syraeus iſt in den Händen des Volks; fo 
3 (Beilage.) 


27. 


den 2. Februar 1848. 


Trapani, Meſſina und Catauia. Palermo regiert ſich ſelbſt; die Telegraphen 
find zerſtört. Große Anſchlagzettel verbieten unter furchtbaren Strafen jede Vers 
letzung der Perſonen und des Eigenthums. Auch die Forts der Stadt capitulir⸗ 
ten am 13. Januar. Monteleone und Bari ſind in vollem Aufſtande. Zu Man⸗ 
fredonia landeten einige Hundert Italieniſche und polniſche Flüchtlinge, die 
von den Joniſchen Inſeln herkamen. In Neapel ſelbſt herrſcht, laut demſelben 
Blatte, große Gährung. 3 2 a 
Vermifchte Nachrichten. 

Poſen den 31. Jan. (Eingeſandt.) In Nr. 12. dieſer Ztg. hatten wir 
auf Grund einer uns mit verſchiedenen andern Spezialitäten zugekommenen Nach- 
richt, die wir auch gleichzeitig ſchon in weiteren Kreiſen verbreitet fanden, von 
dem bedenklichen Zuſtande geſprochen, in welchem ſich die bei Wronke über die 
Warthe erbaute Brücke befinden ſolle. In Folge eines gleichen Artikels über ben: 
ſelben Gegenſtand in der „Berliner Zeitungs- Halle“ hat die Direktion der Star— 
gard-Poſener Ciſenbahn⸗Geſellſchaft zur Beruhigung der Aktionaire in demſelben 
Blatte eine Erklärung des wahren Sachverhältniſſes abgegeben, aus der wir hier 
das Weſentlichſte mittheilen. Nach derſelben haben beim Löſen der Lehrbogen 
allerdings einige Tage hindurch ſich partielle Senkungen gezeigt, wovon der ober⸗ 
ſten Behörde ſofort Anzeige gemacht worden iſt, doch hat der von letzterer mit der 
Lokalbeſichtigung beauftragte Kommiſſarius ſich dahin ausgeſprochen, daß die Riſſe 
in den Gewölben nur unbedeutend zu nennen ſeien und daß noch nichts zu beſor— 
gen ſein werde, wenn, wie zu hoffen ſtehe, weitere Senkungen nicht ſtattfänden. 
Dieſe ſollen nun ſeit 5 Wochen wirklich aufgehört, nachtheilige Unterſpülungen 
des Pfahlroſtes aber nicht ſtattgefunden haben; auch ſollen die Steinſchüttungen 
im voraus veranſchlagt geweſen fein. — Nun glauben wir zwar, daß eine 
gründliche Unterſuchung des Zuftandes der Brücke erſt nach Befreiung der Warthe 
vom Eiſe wird ſtattfinden können, doch wollen wir nicht bezweifeln, daß ſich die 
Hoffnungen und Vorausſetzungen reſp. der Direktion und des mit der erſten Lokal— 
Beſichtigung beauftragt geweſen Kommiſſarius als begründet erweiſen werden, 
und wir würden uns in dem Falle um ſo mehr freuen, durch unſern Artikel der 
Direktion der Bahn mit Veranlaſſung gegeben zu haben, nachtheilige Gerüchte 
und ungegründete Befürcktungen der Aftionaire gleich im Entſtehen zu beſeitigen. 
Einen andern, der „Berliniſchen (Voſſiſchen) Zeitung“ eingeſandten und in 
Nr. 20. derſelben Zeitung enthaltenen Artikel, der ſpeziell gegen uns gerichtet iſt 
und in welchem der mit „B.“ unterzeichnete Verfaſſer, außer den von der Direk— 
tion ſelbſt zugeſtandenen Thatſachen auch fogar die Exiſtenz von Roſtpſählen bei der 
auf einem Pfahlroſt erbauten Brücke abläugnet — den halten wir weder einer 
Beachtung noch Erwiderung werth. Wir entnehmen demſelben daher nur die 
Bemerkung, daß man, um die Brücke um c, 21,000 Centner zu erleichtern und 
weitere Senkungen zu verhüten, die auf den Gewölben aufgebrachte Hinterfül⸗ 
lung, die aus ſchweren Steinen beſtand, theilweiſe heruntergenommen hat, und 
ſolche durch eine leichtere Maſſe erfegen wird — was allerdings einem theil wei⸗ 
ſen Umbau wie ein Ei den andern gleicht 

Berlin. — Unter dem Titel: „Der erſte Vereinigte Landtag in Preußen“, 
hat Dr. Friedrich Ralſter eine dem Prinzen von Preußen gewidmete, ſehr le⸗ 
ſenswerthe Schrift über die Wirkſamkeit unſerer erſten allgemeinen Ständeverſam⸗ 
lung herausgegeben. Der ganze maſſenhafte Stoff ift äußerſt klar und uͤberſickt⸗ 
lich geordnet. An dem Leitfaden der fortſchreitenden Berathungen wird uns die 
ganze innere Entwickelungsgeſchichte des Landtags in den bewußtern Geſtaltungen 
der Stimmungen, Beſtrebungen und Richtungen der verſchiedenen Parteien vors 
geführt. Zugleich giebt der Verfaſſer höchſt intereſſante Data über die Geheim— 
geſchichte des Landtages, welche ſich beſonders in den Privatverſammlungen der 
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Abgeordneten entwickelte. Wir erhalten namentlich ſehr beachtenswerthe Auffchlüffe 
über die Entſtehungsgeſchichte des Proteſtes der 138, ſowie vorher ſchon über die 
Entwerfung der allgemeinen Operationspläne der Oppoſition. Im Ganzen iſt 
die Schrift in einem durchaus ruhigen und ſachgemäßen Tone gehalten, und ver⸗ 
meidet es namentlich, in die Sprechweiſe einer einſeitigen und eifrigen Partei⸗ 
polemik zu verfallen. 

Berlin. — Am 21. Januar wurde im 10ten Polizeirevier ein Mann 
wegen Straßen-Auflaufs verhaftet und in das Bureau des Polizei⸗Com⸗ 
miſſars geführt. Dies konnte nur nach dem gewaltſamſten Widerſtande ſeiner⸗ 
ſeits geſchehen. Im Burean biß er einen der Anweſenden, der ihn zu beſänf⸗ 
tigen ſich bemühte, dergeſtalt in die Naſe, daß für denſelben die Erhaltung 
dieſes Geſichtstheils mindeſtens zweifelhaft iſt. Nachdem man den Wüthenden 
mit Mühe bewältigt und gebunden hatte, ſetzte man ihn in eine Droſchke, um 
ihn, behufs weiterer Beſtimmung, zum Stadtooigteiarreſt zu ſchaffen. Als man 
dort aber ankam, fand man die ganze innere Verkleidung der Droſchke, zuſammt 
den Wagenkiſſen, in lauter Stücke zerſetzt. Wie ein ungebärdiges wildes Thier 
hatte der Gefangene dieſe Verwüſtung mit den Zähnen angerichtet. Er wird 
nun wohl wegen des dreifachen Vergehens: Erregung von Straßenauflauf, ſchwere 
Verletzung eines Menſchen und Befchädigung fremden Eigenthums aus Bosheit, 
unter Anklage kommen. ! 

Neues aus der Kunſt- und Theaterwelt. Mad. Schröder⸗Devrient 
hat eine neue Oper in einem Akte geſchrieben, Text und Muſik, welche den Titel 
führt: „In der Sächſiſchen Schweiz.“ Bekauntlich befindet ſie ſich gegenwärtig 
in Riga; auf der Bühne dort ſoll dieſe Oper zum erſten Male gegeben werden. 
Sie ſelbſt will ihr Werk in Seene ſetzen, und gefällt daſſelbe, will ſie ferner als 
Schriftſtellerin und Tondichterin Verſuche machen. Das Sjjet ſoll einem Erleb⸗ 
niſſe der Mad. Schröder⸗Devrient mit einem abſonderlichen Exemplar von Schott 
länder entnommen fein, der ihr eine zweite Sächſiſche Schweiz in Schottland wollte 
anlegen laſſen, wenn fie ihn heirathen und ihm dahin folgen würde. — Mad. 
Birch -Pfeiffer ſchreibt an einem neuen Schauſpiele für das Hoftheater in Berlin 
unter dem Titel: „Ein Frauenherz,“ zu welchem fie das Süjet in einem früheren 
Jahrgange des Taſchenbuchs „Urania“ gefunden hat. 

In der Eiſengießerei des Herrn Cave zu Paris ſprang am 15. Januar der 
Keſſel, in welchem ſich eine große Maſſe flüſſigen Eiſens befand, und daſſelbe floß 
wie glühende Lava umher. Acht Arbeiter, die nicht raſch genug flüchten konnten, 
verbraurten dergeſtalt die Füße, daß man beſorgt, ſie amputiren zu müſſen. 

Bekauntlich trägt man ſich mit dem Gerücht, daß die verſtorbene Prinzeſſin 
Adelaide mit dem General Athalin morganatiſch vermählt war. Die Nachricht 
üt ungegründet. Der General ift feit dem Jahr 1837 mit einem Landmädchen 
feiner Heimath (Elſaß) verheirathet, mit dem er ſich damals, bei verfchloffenen 
Kirchthüren, aber in Gegenwart Ihrer Maj. der Königin trauen ließ, die in ihrem 
frommen Sinn nicht ertragen konnte, daß der General, wie dies der Fall war, mit 
einer Geliebten zuſammen wohnte, und ſich durch den Augenſchein von dem förm⸗ 
lichen Abſchluſſe der Ehe überzeugen wollte. 

Dem Boten von Tyrol zufolge, wurde in Sillian am 7. Januar um halb 
2 Uhr in der Nacht ein ziemlich heftiger Erdſtoß verſpürt, der von nachhaltigem, 
einem dumpfen Donner ähnlichen Gebrauſe begleitet war. Das Erdbeben wurde 
auch in St. Jacob, in Deffereggen, Obertiliach, Auras, Abfaltersbach, Kartiſch, 
Straßen, Minbach und Sexten mit gleicher Intenſität wahrgenommen, während 
von Lienz und Innichen hierüber keine Kunde kam. Am 15. Januar, Abends 
gegen 10 Uhr, erfolgten wieder drei, aber nicht ſo ſtarke und ſo weit verbreitete 
Erſchütterungen. Schon am Nenjahrstage war in Sillian eine ziemlich heftige 
Erderſchütterung verſpürt worden. 


Stadttheater zu Poſen. 

Mittwoch den 2. Februar zum Zweitenmal auf 
Verlangen: Der Börſenſchwindel, oder: Eine 
Frau als Luſtſpiel⸗ Honorar; Luſtſpiel in 4 
Akten von E. Heine. — Darauf folgt: Dichter, 


Schuſter und Schneider; Lokalpoſſe mit Ge⸗ 


ſang in 1 Akt von Schneider. Rubrica III.: 


Wohlthätigkeit. 

Für die Wittwe Jander find ferner bei uns abs 
gegeben worden: 45) C. M. 1 Kthlr. 46) von 
. einem Knaben⸗Verein 1 Rihlr. 15 Sgr. 47) Ph. 

Munk 10 Sgr. 48) J. A. Munk 20 Sgr. 49) 
H. S. 15 Sgr. — In Summa: 51 Rilr. 20 Sgr. 

Fernere Beiträge werden gern entgegen genommen.“ 

Poſen, den 1. Februar 1848. 


Die Zeitungs⸗Expedition von W. Decker & Comp. 


* 


Oeffentliches Aufgebot. 
Land- und Stadtgericht. 
Poſen, den 18. Oktober 1847. 


In dem Hypothekenbuche des hier auf St. Mar⸗ 
tin sub Nro. 77. belegenen Grundſtücks ſtehen 


Nr. 1. 666 Rthlr. 16 g Gr. oder 4000 Fl. Pol⸗ 
niſch rückſtändige Kaufgelder für die Erben der 
Balthaſar und Anna Chriſtina gebornen 
Rithammer, Güntherſchen Eheleute und 
zwar nach dem Erbtheilungs-Inſtrumente vom 
10. April 1799 für Philipp Günther 1687 
Floren, für Benjamin Günther 626 Fl, 
fo wie für Letzteren als Ceſſionar feines Bru⸗ 
ders Gottlieb Günther laut Ceſſtons⸗Ur⸗ 
kunde vom 5. Februar 1802, ex decreto vom 
15. Mai ej. a. 1687 Fl., und 

Nr. 2. ein Darlehn von 1166 Rthlr. 20 gr 


laut gerichtlicher Schuldverſchreibung vom 16 
März 1795, nebſt 5 pro Cent Zinfen von Mi⸗ 
chaelis 1794 ab, für den Kammer-Kalkulator 
Carl Heinrich Pawlowski als Ceſſionar 
des Sattlermeiſters Johann Schäfer laut 
Ceſſions-Inſtruments vom 21. Januar 1804, 
ex decreto vom 25. Januar 1804 eingetragen. 
Alle diejenigen unbekannten Perſonen, welche an 
die Schuld und reſp. Hypotheken-Dokumente dieſer 
Hypothekenpoſten als Erben, Eigenthümer, Ceſſio⸗ 
narien, Pfand- oder ſonſtige Inhaber Anſprüche zu 
haben vermeinen, werden vorgeladen, ſich binnen 3 
Monaten und ſpäteſtens im Termine a 
den Iten März 1848 Vormittags 
5 ichts 
vor dem Deputirten Herrn Land- und Stadtgericht 
Rath Neumann 7 unſerem Inſtruklions-⸗Zimmer 
bei Vermeidung der Ausſchließuͤng zu melden. 


Erſte Abtheilung. 


Die Magdeburger Feuer⸗Verſicherungs⸗Geſellſchaft 


verſichert Gegenſtände aller Art zu ſoliden aber feſten Prämien durch ihren Haupt-Agenten 


Herrmann Moritz, 


Friebrichsſtraße No. 1. 


Stenograpbie 

Die Theilnahme für die Stenographie hat ſich fo 
geſteigert, daß ich nächſtens den 2ten Kurſus, zu dem 
ſich noch Theilnehmer melden können, eröffnen werde. 
Das Nähere in der Buchhandlung von Gebr. Scherk 

oder bei mir. Schaefer, 
Feuerwerker und gepr⸗ Lehrer der Stenographie, 
Scchifferſtr. im neuen Kleemannſchen Hauſe 

Parterre. 


en an 
Eine anſtändige Wirthin, welche im Stande iſt, 
einer landwirthſchaftlichen Haushaltung vorzuſtehen, 
und gleichzeitig Beauſſichtigung und Pflege kleiner 
Kinder zu übernehmen, wird gegen Nachweis ihrer 
moraliſchen Führung fofort aufs Land begehrt. 
Nähere Auskunft ertheilt die Buchhandlung der 
Gebrüder Scherk in Poſen, Markt No. 17. 


Den Hausknecht Franz Thiel, der I Monate 
bei mir diente, habe ich von heute ab aus meinem 
Dienſte entlaſſen. 

Poſen, den 1. Februar 1848. 


„Li ß nie rz 
Buch» und Kunſthändler. 


Zwei hinter No. 8. und 9. auf dem Graben bele— 
gene Holspläge, fo wie zwei herrſchaftliche Wohnuns 
gen daſelbſt find vom Iſten April d. J. ab zu ver 
miethen. Guderian, 


Stadtſyndikus und Bürgermeiſter. 


Die Bäckerei auf St. Martin No. 64. iſt vom 
fen April ab zu vermiethen. Das Nähere beim 
Wirth daſelbſt. 


Reis- Stroh- und Rosshaar - Hüte werden zu 
auffallend billigem Preise von der unterzeich- 
neten Putzhandlung nach Berlin befördert, wie 
neu gewaschen und modernisirt. 

Demoiselles, die in Putzarbeit geübt sind, 
“finden dauernde Beschäftigung. Auch werden 
Mädchen, die Putz erlernen wollen, gesucht. 

M. Elkan, früher Glück, Markt- Ecke 
No. 85. im Seidemannschen Hause. 
IRAK HEREIN TE RER NSHE ET-DERA TIERE EEE 
so..s.ossseooseuss.o.o..u...; 
5 Reisſtroh⸗ und Vordüren⸗Hüte 2 
werden zum Waſchen und Moderniſtren ange— 8 
nommen und aufs Billigſte und Pünktlichſte be— N 
forgt in der Putzwaarenhandlung 

bei J M. Wolff, 8 
| früher Korzeniewski, 8 

v ; Schloßſtraße No. 5. 


® 
Soo89989995959955959599998880 Hr 


Aecht Italieniſche Rohrnudeln, das Pfund mit 
6 Sgr., wie auch beſte Meſſiner Citronen, 23 Rtlr. 
das Hundert, ſind zu haben in der Materialhand— 
lung Breiteſtraße No. 21. und in der Friedrichsſtr. 
No. 16. vis a-vis der neuen Brodhalle bei 
Iſa ac Reich. 
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Eine Sendung wirkich ächten Lim⸗ 

burger und friſchen ächten Holländi⸗ 

ſchen Süßmilchskäſe, mehrere Sorten ächten Düſſel⸗ 

dorfer Wein⸗Eſtragon und ſcharſen Friedrichsſtädter 

Moſtrich, friſche feinſte Sorte Kapern in Gläſern 
erhielt und verkauft billigſt 

Joh. Ig. Meyer, Markt No. 86. 


F 
Meine neu erhaltene patentirte 
ni] 


E Dampf-Caffeemaschine 
5 
nd 
10 
rl 


1 


etzt mich in den Stand, einem geehrten 
Publikum täglich friſch gebrannten 


Dampfmaschinen-Caffee 
in verſchiedenen Qualitäten zu möglichſt bil⸗ 

ligen Preiſen zu offeriren. 
Auch kann jeder von mir gekaufte Caffee 
gegen ein billiges Vergüten gebrannt werden. 
A. Reich, Breslauerſtraße No. 14. 


Dampfmaſchinen⸗Caffee⸗ 


Brennerei. 


Dieſe Maſchine liefert den Caffee im 
Wohlgeſchmacke viel beſſer, als jede an⸗ 
dere, wovon ſich ein geehrtes Publikum 
durch gefällige Verſuche überzeugen 
kann. Täglich friſch gebrannt, in gan⸗ 
zen, halben und viertel Pfund⸗Paque⸗ 
ten zu 8, 9 und 10 Sgr. das Pfund 
zu 32 Loth, iſt dieſer Caffee zu haben 
J. Appel, Wilhelmsſtr. Poſtſeite No. 9. 


15 
jr 


[25 


bei 


Durch eine direct erhaltene patentirte 


Dampf⸗Caffee⸗Maſchine bin ich in 
ebenfalls Dampfmaſchinen-Caffee zu liefern, ff 


den Stand geſetzt, meinen geehrten Kunden 
und bin ich auch bereit, jede von mir ge⸗ 


kaufte Sorte Caffee ſofort auf meinem Ap⸗ 100 
8 


parate gegen eine Vergütigung von ſech 
Pfennigen pro Pfund brennen zu laſſen, 
5 und gewinnt der Käufer durch dieſen Appa⸗ 
rat einen bedeutenden Vortheil. 
6 Gleichzeitig offerire ich täglich friſch ge⸗ 
brannten Dampf-Maſchinen- und Roggen⸗ 
10 Caffee in beliebigen Quantitäten und Qua⸗ 
Die Colonialwaarenhandlung 
Selig Auerbach, 
Friedrichsſtraße Ro. 13. 


Sargbeſchläge in neueſter Fagon 


empfiehlt zu den noch nie da geweſenen billigen 
Preiſen J. Schmädicke, 
Wilhelmsſtraße Nro. 14. 


litäten. 


N 


VIII 


RES 


verlegt. Poſen, den 1. Februar 1848. 
1 Hirschfeld . Wongroirilz. 


Gefch äfts⸗Local⸗Veränderung. 


VAUnſer Modewaaren⸗Lager haben wir heute von Markt 56. 
| nach Markt 67., nebenan der Mittlerſchen Buchhandlung 
& 


gesessen 
B oO russia. 


2 
8 
25 
= 
= 
= 


SE 
& 


enten, wie eben- 


5 
ohn, Gerberstrasse 825 
955 


Versicherungen gegen Feuersgefahr zu den billigsten und zugleich festen Prä- 
miensätzen werden durch den unterzeichneten Haupt-A 
falls durch den Speeial-Agenten Herrn Simon 


No. 43., angenommen und jede beliebige Auskunft gratis ertheilt. 


... Benoni Kaskel, Breitestrasse No. 22. 
CCC 


4 
. 


Beſten Ruſſiſchen Pecco-Thee à 2 Rihlr. 10 Sgr. 
das Pfund, und große ſaftreiche Citronen, das 
Dutzend 10 Sgr. empfiehlt 

M. Waſſermann, Waſſerſtr. 1. 


Heute Mittwoch den 2ten Februar 1848 zu Mas 
riä⸗Lichtmeß findet im Hauptſchen Lokal St. Martin 
Tanzvergnügen, nebſt Abendbrod, 
beſtehend aus Reh- und Haſenbraten, wie auch fri⸗ 
ſcher Wurſt mit Sauerkohl, ſtatt. Entree 23 Sgr. 
Hierzu ladet ergebenſt G. Majewski, St. Martin. 


5 8 
785 Am Mittwoch den 2ten Februar c., fo 
8 285 


wie an allen Sonntagen, findet im gro— 
ßen Saale des Hotel de Saxe ein Tanz— 
vergnügen ſtatt. 8 
. © 
23525829098 
Am Sonnabend — den 29ſten v Mts. — hat ſich 
ein herrenloſer kleiner ſchwarzer Wachtelhund im 


Wilda⸗Fort eingefunden. — Der Eigenthümer kann 
ihn dafelbſt in No. 97. abholen laſſen. 


Börse von Berlin. - 
Amtlicher Fonds- und Geld - Cours- Zette) 


Zins-| Preus.Cour 


Den 29. Januar 1847. Brief.[Gela 


Staats-Schuldscheine ... +.» 33 92% | 914 
Präm.-Scheine d. Seeh@l. a50T. | — 92 — 
Kur.- u. Neum. Schuldverschr . 34 | 883 | — 
Berliner Stadt- Obligationen. 3 | — 914 
een Pfandbriefe... | 34 | 90% 90 
Grossherz. Posensche Pfandbr. . 4 a Tu 
dito dito dito 31 914 904 
Ostpreussische dito 31 —. 951 
Pommersche dito 31 92 — 
Kur- u. Neumärkische dito 33 94 un 
Schlesische dito 811 — 964 
dio. vom Staat gar, Litt. B. 33 | — — 
Pr. Bank-Autheil- Scheine — 1064 1054 
Friedriehsd s 1352 1 
Andere Goldmünzen a 5 Thlr. — 124 12 
Disc onto — 35 4 
Actien. 
Berl, Anh. Eisenbahn Lit. A. 3 — | — 1122 
dto dto. Prior. Oblig,... 41 — | - 
Berlin-Ham burger 4 100 | — 
do. Priorität. | 44 | 994 | 994 
Berlin-Potsd.-Magdeb, ..... | 4 90 — 
dio, Prior. Oblig 4 92414 — 
dto. dito,. dio. “er. 20 5 1014 — 
Rrl.-Stet. E. Lt. A. und . — 111 |110 
Bresl.-Schweid.-Freibg.-Eisenb, 4 — 99 
dito. dito. Prior, Oblig .. | 4 — — 
Fed Me Al ARE 492191 
dto. dto. Prior. Ob lig... . 44 | 94 | 97 
Düss. Elb. Eisenbahn ...... er = 
Magdeb-.Halberstädter Eisenb. 4 1173 1162 
Magd. Leipz. Eisenbahn. — — * 
dto. dto. Prior. Oblig. . 4 85 2 
Niederschl.- Märk.... 4 854 844 
do. Priorität 4 944 — 
do. Priorität. 5 — 11017 
de. III. Serie . | 5 1017 1003 
Ob.- Schles. Eisenbahn Lt. A. 4 — = 
do do. Prior.-Obl. * Bu 
do. do. HB. 4 — — 
Nieder-Schles. Zwg.-B. Priorit. | 5 484 474 
Prinz Wilh. (Steele-Voh.) — 2 
nie 075 x Priorität... | — | — — 
ein. ISEnDBRD ILS ci 844 
do. Stamm- Prior. (voll eingez.) 4 5 3% 
dto. dte, Prior. Oblig.....| 4 2 
Thüringer 761 754 
Wilh.-B. (C.-O. )))) na 
dio, dto. Priorität... | 102; 102 


5 
Posen, den I. Februar 1848, 4 Stadt-Obliga- 


tionen — 984 Geld. 


Getreide-Marktpreiſe von Pofen, 


den 31. Januar 1848. 2 
(Der Scheffel Preuß.) G. fe 2 3 
Weizen d. Schfl. zu 16 Mz. 1127190 2/ 8111 
Roggen dito 1 10/— 1 14/5 
Gerſte 2 s 1671709 
Hafer I — 25] 9| — 28111 
Buchweizen 11 10— 1 18111 
Eben 16186 1 230 4 
%% A ee 
Heu, der Ctr. zu 110 Pfd. — 27 6 1 —— 
Stroh, Schock zu 1200 Pf.. 5 10 — 5 25— 
Butter das Faß zu 8 PfDBb. 2 7 6 2 15 — 


